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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schröder (Lüneburg), Höcherl, 

Dr. Müller-Hermann, Leicht, Dr. Narjes, Dr. Althammer, Dr. Zeitei, Niegel, Biehle, 
Gerlach (Obernau), Dr. von Bismarck und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3557 - 

betr. konjunkturpolitische Wirkung der 7,5prozentigen Investitionszulage 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 6. Mai 
1975 — I A 7 - Vw 7215 - 33/75 - die Kleine Anfrage namens 
der Bundesregierung wie folgt beantwortet; 


Wir fragen die Bundesregierung, ob sie bereit ist, 

1. in Zusammenwirken mit den Länderfinanzministerien und den 
Oberfinanzdirektionen statistische Vorkehrungen zu treffen, um 
im Hinblick auf die zur Konjunkturbelebung gewährte 7,5pro- 
zentige Investitionszulage dem Bundestag jeweils in angemesse- 
ner Zeit nach Ablauf der in § 4 b des Investitionszulagengeset- 
zes genannten Antragsfristen über die Höhe, die Branchen- und 
Unternehmensstruktur und die regionale Verteilung der Zulage- 
empfänger zu berichten, 

2. durch geeignete Verfahren zu ermitteln, 

a) welche der im ersten Halbjahr 1975 begonnenen Investi- 
tionen auch ohne die Investitionszuiage in Angriff genom- 
men worden wären, 

b) welcher Anteil der im ersten Halbjahr 1975 begonnenen 
Investitionen aus dem zweiten Halbjahr 1975 in das erste 
Halbjahr 1975 vorgezogen wurde, 

c) welche Investitionen überhaupt erst durch das Angebot der 
Investitionszulage ausgelöst worden sind? 

Die Bundesregierung hat bereits bei der Vorbereitung des Pro- 
gramms zur Förderung von Beschäftigung und Wachstum bei 
Stabilität vom Dezember 1974 Maßnahmen zur Erfolgskontrolle 
über die Investitionsförderung eingeleitet. 

Hiernach ist vorgesehen; 

a) Durchführung einer Geschäftsstatistik der Finanzminister der 
Länder über gezahlte Investitionszulagen 

Die nach dem Investitionszulagengesetz gezahlten Investi- 
tionszulagen werden danach, aufgegliedert nach Zulagen- 
arten {§§ 1, 4, 4 a und 4 b InvZulG sowie § 19 BerlinFG), 
statistisch erfaßt und getrennt nach Einkommensteuer und 
Körperschaftsteuer in den monatlichen Nachweisungen über 
die Steuereinnahmen dem BMF von den Ländern gemeldet. 

b) Testerhebungen durch ein Forschungsinstitut über die Aus- 
wirkungen der Investitionsförderungsmaßnahmen auf die 
Investitionstätigkeit der Industrie 
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Bereits im Dezember 1974 wurde ein Forsdiungsauftrag an 
ein wissenschaftliches Institut vergeben, im Rahmen regel- 
mäßiger Investitionstests Sonderbefragungen bei Industrie- 
unternehmen über das Investitionsverhalten in Verbindung 
mit dem Konjunkturprogramm der Bundesregierung durdizu- 
führen. Danach sollen zu verschiedenen Zeitpunkten die 
Investitionsabsichten und -entscheidungen der befragten 
Unternehmen, insbesondere auch die vorgezogenen und 
zusätzlich geplanten Investitionen in Verbindung mit den 
Investitionsförderungsmaßnahmen der Bundesregierung, 
durch Umfragen ermittelt werden. 

Damit wird dem in der Kleinen Anfrage erwähnten Anliegen 
im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten Rechnung getragen. 
Allerdings ist wegen der anhaltend starken Arbeitsbelastung 
der Finanzämter von den Länderfinanzministern eine weiter- 
gehende Aufgliederung der gewährten Investitionszulagen 
abgelehnt worden. Aus der genannten Institutsuntersuchung 
sind jedoch auch gewisse Aufschlüsse über eine Branchenglie- 
derung für die verarbeitende Industrie zu erwarten. 

Die Ergebnisse der Geschäftsstatistik der Länder über die ge- 
zahlten Investitionszulagen nach § 4 b InvZulG werden - wie 
die bisher bereits gewährten Investitionszulagen - im Jahres- 
bericht des BMF über die Steuereinnahmen veröffentlicht. 
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